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Freiheitstrychler markieren Präsenz an der Informationsveranstaltung in Wolfisberg. Foto: Marcel Bieri

Stephanie Jungo

Freiheitstrychler flankieren den
Weg zur Turnhalle, sie machen
Lärm im Räberhus. Wer an den
Informationsveranstaltungen
zur geplanten Asylunterkunft in
Wolfisberg teilnehmen wollte,
kam umdieMänner und Frauen
mit Hirtenhemd und Trycheln
nicht herum.

Vor dem Räberhus in Nieder-
bipp präsentierte auch die Junge
Tat, eine Gruppe, die dem rechts-
extremen Spektrum zuzurech-
nen ist, ein Banner. Im Dorf hin-
gen Plakate gegen dieAsylunter-
kunft, viele Fahnen standen auf
halbmast. Während ein Teil der
Bevölkerung den Trychlern ap-
plaudierte, folgt nun eine Gegen-
rede. Eine Gruppe von Bürgerin-
nen und Bürgern verfasste einen
offenen Brief, worin sie die Vor-
gänge kritisiert.

Kritik an fehlender
Abgrenzung
Mit dem offenen Brief will die
«Bürger:innengruppe» aus Nie-
derbipp zeigen, dass es im Dorf
auch Menschen mit einer welt-
offenenHaltung gebe.Aufgrund
der aufgeheizten Stimmung hät-
ten sich diese aber kaumgetraut,
ihre Stimme zu erheben.

BeleidigendeWortmeldungen
hätten die Informationsveran-
staltungen dominiert, nicht nur
gegenüber Migrantinnen und
Migranten, sondern auch gegen-
über den anwesendenVertretern
des Kantons, so die Kritik im
Brief. Ebenso sei Freiheitstrych-
lern und der Jungen Tat eine
Bühne gebotenworden –undda-
mit rechtspopulistischem Ge-
dankengut.

Die Unterzeichnenden des Brie-
fes kritisieren, dass sich Behör-
den nicht von radikalen Gruppen
und beleidigendenWortmeldun-
gen distanziert hätten.Auch das
Interview der Gemeindepräsi-
dentin bei «Hoch2» kritisieren
sie – es handelt sich dabei um ei-
nen Onlinekanal, der auch Ver-
schwörungserzählungen eine
Plattform bietet.

Sie würden die Ängste und
die Vorbehalte gegenüber der
Asylunterkunft in der Bevölke-
rung verstehen. Sie wünschten
sich aber auch vomGemeinderat
eine sachlichere Vorgehenswei-
se und Bemühungen, dieWogen
zu glätten.

Regierungsstatthalteramt
weist Vorwürfe zurück
Sie sei überrascht über den Brief,
sagt Gemeindepräsidentin Sibyl-
le Schönmann. Sie hätte es be-
grüsst,wenn dieAbsender zuerst
das persönliche Gespräch ge-
sucht hätten. Der Gemeinderat
werde den Brief an seiner nächs-
ten Sitzung besprechen, dieVer-
fasser eine Antwort erhalten. Es
sei schade, dass die Kritikerin-
nen und Kritiker an der Informa-
tionsveranstaltung nichts gesagt
hätten. «Ich bin überzeugt, es
wäre für alle möglich gewesen,
ihre Meinung zu äussern.»

Auch störe es sie, dass es zu-
letzt nur noch um die Freiheits-
trychler und die Rechtsextremen
gegangen sei. «Man redet nicht
mehr über die Sorgen undÄngs-
te der Bevölkerung.» Die Stim-
mung im Dorf sei immer noch
schlecht. «Ich bekomme jeden
Tag viele Mails und Anrufe von
Bürgerinnen und Bürgern», er-
zählt Sibylle Schönmann.Gleich-

zeitig gibt sie sich kämpferisch:
«Wirwerden nicht aufhören, uns
gegen die Asylunterkunft zu
wehren.»

Aktuell sammeln derGemein-
derat und die beidenNiederbip-
per Grossräte Beat Bösiger und
PeterHaudenschild Unterschrif-
ten für eine Petition. Am Mitt-
woch übergeben sie sie dem zu-
ständigen Regierungsrat Pierre-
Alain Schnegg.Mittlerweile sind
rund 1000 Unterschriften zu-
sammengekommen.

Ihr Auftrag sei es, die Bevöl-
kerung zu unterstützen, sagt
Schönmann. Es sei schlicht der
falsche Ort für eine Kollektivun-
terkunft, zudem habe der Kan-
ton viel zu spät informiert. Um
diese Botschaft zu verbreiten,
nutze sie jede mögliche Platt-
form. «Ich habe alle Medien
sachlich informiert.»

Auch sonst verteidigt sie das
Vorgehen des Gemeinderates.
«Wir leben in einer Demokratie
und haben Meinungs- und Ver-
sammlungsfreiheit.» Sie weist
darauf hin, dass die Informati-
onsveranstaltung vom Kanton
organisiert undvomRegierungs-

statthalter moderiert wurde. Sie
selbst sei lediglich Gast auf dem
Podium gewesen.

Regierungsstatthalter Stefan
Costaweilt in den Ferien.Das Re-
gierungsstatthalteramtOberaar-
gau nahm deshalb schriftlich
Stellung zumoffenen Brief – und
wies Vorwürfe von sich. Die Ver-
haltensregeln seien kommuni-
ziert worden. Eine Wegweisung
durch die Behörden wäre nur
möglich gewesen,wenn sich Per-
sonen störend verhalten hätten.
Ein solches Verhalten sei aber
nicht vorgelegen, und die Fragen
undMeinungsäusserungen hät-
ten kanalisiert werden können.

Die verschobenen
Grenzen
Die Wogen gehen hoch. Wie so
oft, wenn es um das Thema Asyl
geht. Eine Erklärung dafür hat
Damir Skenderovic. Er ist Profes-
sor für Zeitgeschichte an derUni-
versität Freiburg und forscht zu
rechten Bewegungen.Erverweist
auf eine lange Tradition in der
Bewirtschaftung des Themas
Asyl. «Prägend für den Diskurs
ist die SVP, die seit den Neunzi-
gerjahren die anderen Parteien
vor sich hertreibt.»

Das Thema werde so immer
wieder aus derselben Perspekti-
ve betrachtet. Die bestimmenden
Motive: Kosten und angebliche
Gefahren für die eigene Identität
und Sicherheit. «Es hat sich ein
Bild in den Köpfen festgesetzt,
wonachAsyl und Geflüchtete et-
was Bedrohliches darstellen.»

Die SVP schafft es,mit rechts-
populistischen Positionen bis
weit in die gesellschaftlicheMit-
te zu verfangen. Das habe auch
mit einem spezifischen Umgang

mit Rechtspopulismus in der
Schweiz zu tun. In anderen Län-
dern hätte lange Zeit ein soge-
nannter «cordon sanitaire» ge-
golten – ein Konsens,wonach de-
mokratische Parteien nicht mit
rechtspopulistischen Parteien
zusammenarbeiten würden. In
den letzten zwanzig Jahren sei
dieser Konsens zwar auch in an-
deren Ländern erodiert, in der
Schweiz sind Rechtspopulisten
mit der SVP jedoch längstTeil der
Regierung.

In diesem Klima treten auch
immerwieder kleinere Gruppie-
rungenmit ähnlichen Forderun-
gen wie die SVP in Erscheinung
– so wie aktuell die Freiheits-
trychler oder die rechtsextreme
Junge Tat. «Die Abgrenzung zu
solchen Bewegungen wird zu
wenig gemacht», sagt Skendero-
vic. Das führe zu einer Legitima-
tion dieser Positionen.

«Dabei offenbart sich auch ein
Herunterspielen des Rechtsext-
remismus.» ImGegensatz zu an-
deren europäischen Ländern sei
für die Schweiz nach 1945 nie die
antifaschistische Positionierung
imMittelpunkt gestanden.Dem-
entsprechend pflege die Schweiz
einen anderen Umgang mit
Rechtsextremismus, den sie
nicht als Teil ihrerGeschichte be-
greife.

Eine rechtsextreme Gruppie-
rung, rechtspopulistische Paro-
len: Siewerden heute zumindest
geduldet. Dies mit dem Argu-
ment der Meinungsfreiheit, die
besonders rechte Kreise in Ge-
fahr sehen – obwohl die Grenzen
in den Bereichen Rassismus und
Sexismus in den letzten Jahren
konstant überschritten worden
seien.

Bürgergruppe kritisiert Bühne
für extreme Positionen
Historiker ordnet ein Eine geplante Asylunterkunft versetzt Niederbipp in Aufruhr. Ein Blick in die Geschichte
zeigt, warum das Thema solche Emotionen auslöst.

«Man redet nicht
mehr über die
Sorgen und Ängste
der Bevölkerung.»

Sibylle Schönmann
Gemeindepräsidentin
NIderbipp

Wynau Die BernerKantonspolizei
hat einen 40-jährigen Schweizer
gefasst, der insgesamt 47 Delikte
in siebenKantonen begangenha-
ben soll. 45 Mal soll er zu schnell
unterwegs gewesen sein, zwei-
mal soll er Benzin gestohlen ha-
ben.Die Ermittlungen begannen
imSeptember2018.Damalswur-
de ein Quadmit einem gestohle-
nen Kontrollschild inWynaumit
deutlich überhöhter Geschwin-
digkeit erfasst. In den Folgejah-
ren wurden in Wynau dasselbe
Quad und vier verschiedene Mo-
torräder mit anderen gestohle-
nen Kontrollschildern geblitzt –
insgesamt zwölfmal. Die Ermitt-
ler kamen zum Schluss, dass es
sich stets um denselben Fahrer
handelte. Im Zug von Ermittlun-
gen zu einemBenzindiebstahl im
Kanton Zürichwurde ein Zusam-
menhang zu den Tempo-Delik-
ten sowie zu weiteren Vergehen
in fünf Kantonen festgestellt. Die
Kantonspolizei Zürich konnte
denMann identifizieren. Erwur-
de imApril 2023 im Kanton Aar-
gau angehalten. (SDA)

Polizei fasst Dieb
und Temposünder
nach 47 Delikten

Kanton Bern DerKanton Bern soll
ein offizielles Jugendparlament
erhalten.DerRegierungsrat emp-
fiehlt eine Motion des Grünlibe-
ralen CasimirvonArx zurAnnah-
me. Jugendparlamente leisteten
einen wichtigen Beitrag für die
Bildung und Partizipation von
jungen Menschen, schreibt der
Regierungsrat in seinerAntwort.
Seit 2016 gebe es den Verein Ju-
gendparlament Kanton Bern, der
vom Kanton unterstützt werde,
aber nicht offiziell anerkannt sei.
ImVordergrund stünden eine fi-
nanzielle Unterstützung sowie
die BereitstellungvonRäumlich-
keiten. (SDA)

Regierung will ein
Jugendparlament

Stadt Bern Nachdenumstrittenen
Fifa-Krediten in Millionenhöhe
sieht sich der Gemeinderat der
Stadt Bern veranlasst, die
«ethisch-moralischeVerantwor-
tung der Stadt» bei der Aufnah-
me von Darlehen schriftlich in
seinen Richtlinien festzuhalten.
Das schreibt die Stadtregierung
in ihrerAntwort auf eine Motion
von fünf Stadtratsfraktionen.
FDP/JF, Mitte, GLP/JGLP, GFL/
EVPundGB/JA! verlangenGover-
nance-Regeln für die Aufnahme
von kurz- und langfristigen Kre-
diten.RunddieHälfte aller Stadt-
ratsmitglieder hat die Richtli-
nienmotion unterzeichnet. (SDA)

Moralisch saubere
Darlehen als Ziel

Stadt Bern Der Gemeinderat legt
dem Stadtrat für die Erneuerung
der Beleuchtung auf derGrossen
Schanzen einen Gesamtkredit
von rund 6,3 Millionen Franken
vor. Der Baustart ist im Herbst/
Winter 2024/25 vorgesehen.Die
Grosse Schanze ist eine der
meistgenutzten Parkanlagen der
Stadt Bern. Die bestehende Be-
leuchtung sei jedoch veraltet,
teilte der Gemeinderat amMon-
tag mit. Die Anlage soll künftig
gleichmässiger beleuchtet wer-
den. (SDA)

Neue Beleuchtung
für Grosse Schanze


